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Seit dem säkularen Umbruch am Ende
der 1980er Jahre haben Historikerkom-
missionen eine Hochkonjunktur erfah-
ren. Eine wesentliche Ursache liegt dar-
in begründet, dass nach dem Kalten
Krieg in vielen Ländern erstmals offen
über geschichtspolitisch belastete Fra-
gen gesprochen werden konnte, wäh-
rend sie zuvor über Jahrzehnte entweder
beschwiegen oder politisch einseitig in-
strumentalisiert worden waren. Da die-
se Lage Bestrebungen zu einer interna-
tionalen Verständigung zu behindern
oder sogar zu gefährden drohte, verfie-
len verschiedene Regierungen auf die
Bestellung bilateral besetzter Historiker-
kommissionen. Ihre Aufgabe ist es, histo-
risch umstrittene Fragen gemeinsam zu
erforschen und im Geist wechselseitiger
Offenheit die Basis für eine rationale
Verständigung zu legen.

Genau zu diesem Zweck wurde be-
reits an der Wende des Jahres 1993/94
auf Initiative des damaligen Bundeskanz-
lers Helmut Kohl und des russischen Prä-
sidenten Boris Jelzin die bilaterale His-
torikerkommission Deutschlands und
Russlands gegründet. Seitdem hat die
Kommission ungeachtet atmosphäri-
scher Eintrübungen in den deutsch-russi-
schen Beziehungen ihre Arbeit kontinu-
ierlich fortgesetzt und deren Ertrag in
zweisprachigen Publikationen dokumen-
tiert. Dies gilt ebenfalls für den nun-
mehr vorgelegten siebten Band, der Er-
gebnisse von zwei Tagungen im Juli
2013 in Moskau und im Oktober 2014
in Berlin in einer zugleich deutsch- und
russischsprachigen Version zusammen-
führt.

Mit ihrem neuen Band greift die
deutsch-russische Historikerkommissi-
on ein Thema auf, das schon seit gerau-
mer Zeit nicht nur in der Geschichtswis-
senschaft, sondern auch in einer breiten
Öffentlichkeit ein erhebliches Interesse
hervorruft. Darüber hinaus beleuchtet
sie mit der Frage nach der Verantwor-
tung für die Auslösung des Weltkriegs
ein Schlüsselproblem, das wiederholt
deutsch-russische Kontroversen provo-
zierte, zeigten sich doch beide Seiten im-
mer wieder darum bemüht, die „Haupt-
schuld“ für die Auslösung des Ersten
Weltkriegs dem jeweils anderen Land in
die Schuhe zu schieben. Vor diesem Hin-
tergrund, aber auch angesichts der zu-
letzt von dem amerikanischen Histori-
ker Sean McMeekin aufgeworfenen The-
se, wonach die St. Petersburger Regie-
rung – getrieben von dem uralten pansla-
wischen Traum einer Einflusszone auf
dem orthodoxen Balkan und der Annexi-
on der Meerengen am Bosporus – als ei-
gentlicher Kriegstreiber gelten müsse,
liest man mit großem Interesse die nüch-
ternen Bewertungen der hier versammel-
ten Autoren.

Gegen die Thesen McMeekins sprä-
chen, so Manfred Hildermeier, nicht nur
die Einsicht der russischen Verantwor-
tungsträger nach der Niederlage gegen
Japan in die Grenzen der eigenen militä-
rischen Stärke, sondern auch die Tatsa-
che, dass den 1912 revidierten russi-
schen „Plan für den Ernstfall“ eine Mi-

schung aus „ambitionierter Planung und
erheblicher Umsetzungsträgheit“ aus-
zeichne. Überdies lasse sich in Peters-
burg gerade nicht eine eindeutige
„Kriegspartei“ identifizieren. Indirekt er-
härtet wird Hildermeiers Befund durch
die Beiträge der russischen Tagungsteil-
nehmer zum Werben Russlands und
Deutschlands um Italien (Valerij Lju-
bin) sowie zu den russischen Hoffnun-
gen auf eine wirtschaftliche Wiederge-
burt des Landes (Vladimir Buldakov).
Dass außerdem Andreas Wirsching, Di-

rektor des Münchener Instituts für Zeit-
geschichte, in seiner Abhandlung eine
prononcierte Kritik an der zuletzt von
Christopher Clark verfochtenen Inter-
pretation vorträgt, wonach der deutsche
Weg in den Weltkrieg im Grunde kaum
von dem der anderen Mächte zu unter-
scheiden sei, verdeutlicht, wie zurückhal-
tend die Autoren dieses Sammelbands
auf die in den vergangenen Jahren disku-

tierten Thesen um den Kriegsbeginn
1914 reagieren. Hier siegt gleichsam der
ältere Forschungsstand über den neue-
ren – durchaus mit guten Argumenten.

Es ist kaum verwunderlich, dass die in-
tellektuelle Tiefenschärfe und damit der
Ertrag der insgesamt 18 Beiträge um ei-
niges voneinander abweichen; verschie-
dene Interventionen bieten kaum mehr
als einen chronologischen Abriss oder
kurze Diskussionsanregungen zu Proble-
men, die an anderer Stelle fundierter
nachgelesen werden können. Immerhin

bietet die deutsch-russische Doppelversi-
on auch in diesen Fällen eine Grundlage
dafür, auf beiden Seiten Informationsde-
fizite auszugleichen. Darüber hinaus be-
steht ein Vorzug der Aufsatzsammlung
zum einen darin, dass sie mit Beiträgen
zu den Problemen der Russischen Revo-
lution (Aleksandr Šubin), den Anfängen
der sowjetischen Außenpolitik (Helmut
Altrichter) und zur Neuordnung Euro-

pas in den Jahren 1918 bis 1920 (Horst
Möller) ebenfalls die langfristigen Wir-
kungen des Ersten Weltkriegs mit beson-
derem Bezug auf die deutsch-russischen
Beziehungen problematisiert. Zum ande-
ren lenkt sie den Blick auf den Zusam-
menbruch sowohl der österreichisch-un-
garischen Monarchie als auch des Osma-
nischen Reiches, damit auf Fronten des
Ersten Weltkriegs, die deutschen Lesern
oft kaum vertraut sind.

In diesem Zusammenhang ist vor al-
lem eine Beobachtung von V. Mirzecha-
now bemerkenswert. Ihr zufolge sollten
die politischen und militärischen Kon-
flikte im Grenzsaum zwischen dem Rus-
sischen Reich und dem Osmanischen
Reich sowohl während des Ersten Welt-
kriegs als auch danach in erster Linie als
ein Ergebnis zwischenstaatlicher Rivali-
täten analysiert werden, während die Be-
strebungen ethnonationaler Bewegun-
gen gerade keinen Schlüssel zu einem
besseren Verständnis dieser Entwicklun-
gen böten. Gleichzeitig verweist er auf
Versuche beider Mächte, die Grenzgebie-
te des Nachbarstaates zu destabilisieren,
um auf diese Weise die eigenen geopoliti-
schen Interessen zu verwirklichen.

Nicht nur im Blick darauf, sondern
auch für die anderen am Krieg teilneh-
menden Staaten bieten die hier behan-
delten Fallbeispiele einen Einblick in
die historischen Wurzeln gegenwärtiger
Konflikte, wobei darüber „verblüffende
Ähnlichkeiten mit den Konflikten vor,
während und nach dem Ersten Welt-
krieg“ zutage treten. Dies gilt im Übri-
gen auch für Konflikte um die doppelte
Staatsangehörigkeit. Denn das Deutsche
Reich räumte mit einem Gesetz vom Ja-
nuar 1914 allen ethnischen Deutschen
unabhängig von ihrem Aufenthaltsort
die Möglichkeit ein, eine zweite – eben
die deutsche – Staatsangehörigkeit zu be-
antragen.

Dass ein solcher Schritt im Russi-
schen Reich angesichts von über 1,7 Mil-
lionen Menschen deutscher Herkunft un-
weigerlich zu empfindlichen Reaktionen
führen musste, zeigt der Beitrag von
Evgenij Sergeev. Und er demonstriert
ebenfalls, wie sehr danach im Zeichen
des militärischen Ringens eine Germa-
nophobie im Russischen Reich aufbran-
dete, die nicht bei diskriminierenden Ge-
setzen stehenblieb, sondern gewalttäti-
ge Pogrome und Umsiedlungen zur Fol-
ge hatte. Das Pendant zum Bild des „teu-
tonischen Monsters“ bildete hier rasch
das Bild des „russischen Barbaren“, das
die deutsche Kriegspropaganda nach-
drücklich streute.
 CHRISTOPH CORNELISSEN

Horst Möller/Aleksandr Čubarjan (Herausge-
ber): Der Erste Weltkrieg. Deutschland und
Russland im europäischen Kontext. Herausge-
geben im Auftrag der Gemeinsamen Kommis-
sion für die Erforschung der jüngeren Ge-
schichte der deutsch-russischen Beziehun-
gen. De Gruyter Oldenbourg Verlag, Berlin

2017. 176 S., 59,95 €.
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Provozierend an Boris Palmers Buch ist
nur die Binsenweisheit auf dem Cover.
„Wir können nicht allen helfen“, lautet
der Titel des Buches, in dem er die Ge-
schehnisse seit der Flüchtlingskrise im
Herbst 2015 rekapituliert. Mit diesem
Satz lässt sich als Bürger eines reichen
Wohlfahrtsstaates die ungleiche Vertei-
lung des Reichtums zwischen Norden
und Süden gut verdrängen, und schon
deshalb kann er einer häufig gesinnungs-
ethisch und hochmoralisch argumentie-
renden Partei wie den Grünen nicht ge-
fallen.

Davon abgesehen ist Palmers Buch
aber von dem provozierenden Stil, den
sich der Tübinger Oberbürgermeister in
den sozialen Medien und manchmal in
der politischen Auseinandersetzung im
Alltag angewöhnt hat, zum Glück weit
entfernt. Eher kommt Palmer dem Be-
dürfnis nach, einige seiner provozieren-
den Thesen zu erklären, manchmal so-
gar leicht zu relativieren – wie etwa An-
gaben über den Anteil der männlichen
Flüchtlinge.

Boris Palmer ist immer mal wieder in
die Nähe der AfD gerückt oder gar zum
„grünen Thilo Sarrazin“ gemacht wor-
den. Wer die gut 250 Seiten liest, der
kann solche Thesen nur als verunglimp-
fend empfinden. Palmer stellt sich in die-
sem Buch vor als an der kommunalen
Front handelnder Politiker, als pragmati-
scher Grüner. Anders als Sarrazin steht
er der Einwanderungsgesellschaft nicht
grundsätzlich ablehnend gegenüber, sei-
ne Skepsis gründet auch nicht auf grund-
sätzlichen kulturellen Vorbehalten, son-
dern eher auf Alltagserfahrungen und
der Vernunft des Mathematikers. So
macht er für eine höhere Kriminalität
nicht die Herkunft der Einwanderer, son-
dern ihr Alter, ihre Perspektiven am Ar-
beitsmarkt, ihr soziales Umfeld, Einkom-
men und niedrigeren Bildungsgrad ver-
antwortlich.

Der entscheidende Satz Palmers in
dem Buch lautet: „Der Fehler [der

Flüchtlingspolitik] war, eine Politik, die
aus der Not geboren wurde, zum mora-
lischen Imperativ zu erklären und einen
großen Teil der deutschen Gesellschaft
auszugrenzen. Der Fehler war, ein mora-
lisches Gebot zu konstruieren, dem das
Land zuvor nicht gerecht geworden war
und erkennbar auch nicht auf Dauer ge-
recht werden konnte.“ Den grünen
Bildungsbürgern wirft er vor, sich von
den Orten vornehm fernzuhalten, wo
die „Integrationsküche wirklich heiß
dampft“, also Berlin-Neukölln oder Es-
sen-Nord.

Palmer blendet die Debatte über die
außenpolitischen Handlungsoptionen
von Bundeskanzlerin Angela Merkel im
September 2015 aus. Er rezipiert auch
wichtige Bücher zur Flüchtlingskrise

nicht, etwa von Paul Collier oder dem
kürzlich verstorbenen Historiker Hans-
Peter Schwarz (dazu die Besprechung
von Georg Paul Hefty in der F.A.Z. vom
18. März 2017). Palmers zentrales Argu-
ment lautet: Integration kann nicht funk-
tionieren, wenn eine Gesellschaft sich
über den Umfang und die Art von Ein-
wanderung nicht verständigt. Darin
sieht er ein entscheidendes Versäumnis
Angela Merkels und der von ihr zu-
nächst propagierten Willkommenskul-
tur: „Denn natürlich gibt es keine Vorbe-
stimmtheit des Integrationsprozesses.
Eine Gesellschaft kann mehr Zuwande-
rung und Flucht bewältigen, wenn sie
sich ihrer eigenen Erwartungen und
Werte genauso bewusst ist wie der Diffe-
renzen zu den Einwanderern und Ge-
flüchteten. Fehlt dieses Bewusstsein

aber, wird schon eine sehr viel kleinere
Zahl von Geflüchteten und Zuwande-
rern zum Problem.“ Aus diesem Grund
sei es im Interesse der Flüchtlinge wie
unserer eigenen Gesellschaft, „Vorprä-
gungen und Differenzen“ präzise zu ana-
lysieren und klar zu formulieren, was in
unserer Gesellschaft toleriert werde und
was nicht.

Die Grenzen der Belastbarkeit einer
demokratischen Gesellschaft müssten
durch einen Aushandlungsprozess be-
stimmt werden, schreibt Palmer. Da hat
er recht – und hierauf ist im Flüchtlings-
herbst 2015 wenig Rücksicht genommen
worden. Palmer betrachtet die Probleme
der Flüchtlingskrise ausschließlich aus
lokaler Perspektive; anders als viele sei-
ner Kollegen in den Rathäusern spricht
er die Themen Kriminalität, sexuelle Be-
lästigung, kulturelle Differenzen, Verge-
waltigungen, den Drogenhandel gambi-
scher Flüchtlinge und vieles andere of-
fen an.

Dabei entsteht manchmal der Ein-
druck, als ob ausgerechnet Tübingen
durch die Flüchtlingskrise nun zu einer
Problemstadt geworden sei, dem ist aber
keineswegs so. Tübingen mit seinem
linksliberalen Bürgertum ist immer
noch eine Insel der Seligen. Die Stadt
hat derzeit keine Landeserstauf-
nahmestelle, etwa 800 Flüchtlinge leben
in Tübingen in der vorläufigen sowie in
der Anschlussunterbringung. Es gab
eine Vergewaltigung und auch Probleme
mit sexuellen Übergriffen in einem
Jugendtreff. Auch kontrollieren wie vie-
lerorts in Baden-Württemberg die
gambischen Asylbewerber den lokalen
Drogenmarkt. Aber andere Städte hat-
ten wesentlich größere Lasten zu tra-
gen, und viele andere Oberbürger-
meister und Landräte haben ihre Auf-
gabe in der Krise als ausschließlich die-
nend verstanden und wollten durch
Debattenbeiträge nicht noch zusätzli-
che Verunsicherung in die Bevölkerung
tragen.

Vor diesem Hintergrund kann man
Palmers permanente öffentliche Inter-
ventionen kritisieren. Aber der Ober-
bürgermeister – das scheint er sich bei
seinem Vater, dem Remstalrebellen
Helmut Palmer, abgeschaut zu haben –
kann nicht schweigen, wenn er einmal
glaubt, einem klaren Standpunkt
gefunden zu haben. Das ist manchmal
hilfreich, wenn er zum Beispiel im Sinne
Bassam Tibis als erster Grüner darüber
nachdenkt, ob nicht eine Leitkultur – als
Ergänzung zum Grundgesetz – eine sinn-
volle Klammer zwischen Deutschen und
Einwanderern sein könnte. „Wir müssen
uns unserer selbst vergewissern und zu-
gleich die Andersartigkeit der Fremden,
die zu uns kommen, erkennen und sach-
lich beschreiben. Nur wenn wir wissen,
wer wir sind und was wir von Menschen
erwarten, die zu uns kommen, kann es
gelingen, Vielfalt zu leben, ohne die eige-
ne Identität zu verlieren.“

Das ist übrigens ein Gedanke, den die
Bundeskanzlerin mit ihrem Hinweis, die
Deutschen sollten sich auf ihre christ-
lichen Werte besinnen, auch hin und
wieder geäußert hat. Wirklich neu ist we-
nig an Palmers Darstellung der Folgen
der Flüchtlingskrise. Die Lektüre lohnt
aber, weil Palmer die Blindstellen in der
Debatte über Einwanderung und Flücht-
lingspolitik entlarvt. Widersprüchlich
ist Palmers Klage über die aggressive
Diskussionskultur in den neuen Medien:
Der Tübinger Oberbürgermeister selbst
postete dort Fotos von randalierenden
arabischstämmigen Jugendlichen und
heizte die Diskussion unnötig an. Der
Preis dafür ist, dass er es sich in seiner ei-
genen Partei mit fast allen verscherzt
hat und nun auch mit nachdenkenswer-
ten Thesen kein Gehör mehr findet.
 RÜDIGER SOLDT

Boris Palmer: Wir können nicht allen helfen.
Ein Grüner über Integration und die Grenzen
der Belastbarkeit. Siedler Verlag, München

2017. 256 S., 18,– €.
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Keine Schonkost für grüne Bildungsbürger
Der Tübinger Oberbürgermeister Boris Palmer macht sich Gedanken über die Folgen der Flüchtlingskrise

Wenn ältere Forschung über neuere siegt
Das kaiserliche Deutschland und das zaristische Russland während des Ersten Weltkriegs

Der Fehler war, ein morali-
sches Gebot zu konstruie-
ren, dem das Land zuvor
nicht gerecht geworden war.

Ich bin über Ihren Beitrag „Mein Stück
Stoff“ im F.A.Z.-Magazin vom Septem-
ber gestolpert, weil ich selbst dreißig Jah-
re lang Kopftuchträgerin war, mit der Be-
gründung, in vorgeschriebener Gottge-
fälligkeit zu leben. Seit Februar 2005 tra-
ge ich dieses kennzeichnende Kleidungs-
stück nicht mehr und bestimme selbst,
wie ich als Muslimin „gottgefällig“ sein
will. Seitdem beschäftige ich mich mit
den Zusammenhängen und allen mögli-
chen Begründungen für das Kopftuch
und gegen Frauen.

Ein Kopftuch zu tragen ist alles andere
als zeitgemäß! Es stellt eine Respektlosig-
keit und Ignoranz gegenüber den Errun-
genschaften von Europäerinnen dar, die
sich mühsam und zäh gegen patriarchale
Interessenpolitik durchsetzen konnten.
Das Bewusstsein vieler Muslime entwi-
ckelt sich leider nicht weiter, weil es fest-
steckt im kollektiven Rausch der verord-
neten Gottgefälligkeit um jeden Preis. In
Deutschland ist das Kopftuch schon
längst Kennzeichen einer Minderheit ge-
worden, die sich penetrant zur Schau
stellt, um gesehen zu werden. Diejenigen
Frauen, die aus dieser Auffälligkeit raus-
wollen, werden aber nicht unterstützt,

sondern sogar verleumdet. Es gibt sie,
diese Frauen, die sich davon lösen und da-
durch neue Freiheit für ihre Persönlich-
keitsentwicklung erlangen. Denn eine
Frau ist mehr als eine „gläubige Frau“,
was das Kopftuch aber als Identität fest-
legt.

Ich kannte nichts anderes als meine
Welt mit Kopftuch. Die Loslösung davon
war umso mehr ein Kraftakt und ein län-
gerer Prozess, der mit inneren Konflik-
ten einherging. Ich wünsche mir, dass die-
se Frauen ernst genommen werden und
ihnen die gleiche Aufmerksamkeit ge-
schenkt wird wie jenen, die sich für das
Kopftuchtragen entscheiden, sei es durch
die islamischen Organisationen in
Deutschland – oder durch Ihr Magazin.
Glaube an Gott geht auch anders!
EMEL ZEYNELABIDIN, MARBURG

Von den vielen Zuschriften, können wir nur

einen kleinen Teil veröffentlichen. Dabei

kommt es nicht darauf an, ob sie Kritik oder

Zustimmung enthalten. Oft müssen wir

kürzen, denn möglichst viele Leser sollen zu

Wort kommen. Wir lesen alle Briefe sorgfältig

und beachten sie, auch wenn wir sie nicht

beantworten können.

Zur finsteren Tunnelsituation der SPD,
die Majid Sattar und auch Jasper von Al-
tenbockum in der F.A.Z. vom 26. Septem-
ber beschreiben, kann man sicher viele
Gründe nennen, ich will hier auf einen
hinweisen: das Verhältnis der heutigen
Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands zur deutschen Kultur.

Es war schon ein Schlag ins Gesicht
vieler Menschen hierzulande, als die Inte-
grationsbeauftragte der SPD, Frau Ay-
dan Özuguz im Frühjahr behauptete,
eine „spezifische deutsche Kultur“ sei
„jenseits der Sprache schlicht nicht iden-
tifizierbar“. Der Satz bezieht sich ja nicht
nur auf Leitkultur in der Form von All-
tagsritualen, sondern eben schlicht auf
„deutsche Kultur“.

War Frau Özoguz nie in einem Kon-
zert, bei einer philosophischen Diskussi-
on, einer literarischen Lesung? Und gab
es denn keinen Genossen in der SPD, der
Frau Özoguz einmal ein paar CDs mit
Aufnahmen von Bach, Beethoven, Schu-
bert, Schumann, Wagner hinübergespielt
hat?

Oder ein paar Werke von Kant, Hegel,
Marx (die hat sie wohl schon) und auch
Nietzsche und Heidegger auf den Tisch
gelegt? Oder eine kleine Literaturge-
schichte vom Nibelungenlied an über die
mittelalterlichen Epen und die Lyrik, die
Aufklärung, Klassik und Romantik bis
zu den Literaturnobelpreisträgern Tho-

mas Mann, Günter Grass, Elfriede Jeli-
nek?

Grass, der 1969 für Willy Brandt und
die „Es Pe De“ durchs Land tourte und
die SPD ihr Ergebnis damals ja auch über
42 Prozent hochfuhr, hätte sich wohl im
Grabe herumgedreht, wenn er diese To-
talnegation der deutschen Kultur aus
dem Mund einer SPD-Funktionärin ver-
nommen hätte. Es gehören ja auch „preu-
ßische Tugenden“ wie Fleiß, Disziplin,
Verlässlichkeit dazu. Große Sozialdemo-
kraten der Nachkriegszeit wie Kurt Schu-
macher und Carlo Schmid waren tief in
ihrer Partei verwurzelt, aber auch in der
deutschen Kultur. Gerade so konnten sie
auch Brücken bauen zu Nachbarkultu-
ren. Eine deutsche Kultur jenseits der
deutschen Sprache wurde nun von Frau
Özoguz komplett negiert. Und eigentlich
niemand in der Partei und auch in den
Medien regte sich besonders darüber auf.
Das tat dann Herr Gauland, sicher mit ei-
ner gänzlich unpassenden Metapher der
„Entsorgung“. Das wurde zu Recht
scharf kritisiert.

Aber die Totalnegation deutscher Kul-
tur hätte auch einen kritischen Kommen-
tar in den deutschen Feuilletons verdient
gehabt. Vielleicht aber ändert die SPD in
ihrem finsteren Tunnel ihre Einstellung
zur deutschen Kultur und bringt etwas
Licht in diese Finsternis.

PROFESSOR DR. SILVIO VIETTA, HEIDELBERG

„Alltagskultur als Leitkultur“ (F.A.Z. vom
28. September) von Bernhard Schlink ist
ein besonders wichtiger Beitrag zu den
Problemen, die Deutschland mit der Zu-
wanderung hat. Die Rolle von Polizei und
Schule wird nicht immer so deutlich be-
tont wie hier. In einem Punkt widerspre-
che ich. Die Vollverschleierung in der Öf-
fentlichkeit kann verboten werden, wie
der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte für das französische Gesetz
entschieden hat. Wir könnten unsere All-
tagskultur nicht erhalten, wenn deutlich
mehr Frauen als heute so gekleidet wären.
Verhalten, das nicht generalisiert werden
kann, ohne die allgemeine öffentliche Ord-
nung zu zerstören, kann gesetzlich unter-
sagt werden, wenn es Bedeutung gewinnt.
Es ist vergleichbar mit der Freikörperkul-
tur, die am Strand, aber nicht in der allge-
meinen Öffentlichkeit generalisiert wer-
den kann. Der von Schlink mit Recht be-
tonte alltägliche Umgang miteinander
setzt bei uns voraus, dass die Vollver-
schleierung eine Ausnahme bleibt.
PROFESSOR DR. DRES. H. C. JOCHEN
FROWEIN, HEIDELBERG

Glaube geht auch anders

„Wir schaffen das“, hat Merkel gesagt. An-
ders als gemeint, hat sie es geschafft, dass
die CDU als auch die CSU dank ihrer
kurzsichtigen Politik gewaltig ge-
schrumpft wurde. Eine lachende und von
Anhängern umgebene Merkel, die sich be-
klatschen lässt (für was eigentlich?), sieht
man auf der Titelseite der F.A.Z. vom 25.
September. Mich erinnert das an die letz-
ten Tage von Honecker. Er hat sich auch
noch strahlend von seinen Anhängern fei-
ern lassen, als das Volk schon längst Ab-
setzgedanken hatte. Man sieht eine von
der Leyen im Streitgespräch mit Gauland,
die nach wie vor von ihrer Wichtigkeit
überzeugt ist. Niemand aus der CDU
sieht die Verantwortung für die Wähler-
verdrossenheit bei sich, sondern verteu-
felt die AfD und deren Wähler.

Merkel hat durch ihre Wendung nach
links in Richtung SPD den konservativen
Teil der Bürger, die sich nicht links einfär-
ben lassen wollten, ihrer politischen Hei-
mat beraubt. Eine kluge Entscheidung
war das nicht. Bosbach und eine Erika
Steinbach haben vergeblich gemahnt.
Eine kluge Entscheidung kann man auch
nicht die im Hauruckverfahren eingeführ-
te Energiewende, nicht die milliarden-
schwere Rettung Griechenlands, nicht
die Öffnung der Grenze für Millionen

von Migranten nennen. Merkels Links-
ruck war der Auslöser für die Gründung
der AfD. Sie ist quasi die Urheberin. Wie
abgehoben und selbstherrlich ist Merkel,
dass sie die Zeichen der Zeit nicht gese-
hen hat? Hält sie sich für alternativlos?
Bei Gründung der AfD gefragt, ob die
neue Partei nicht Wähler abspenstig ma-
chen könnte, antwortete sie, dass sie
nicht wüsste, wer die Partei sei und sie
ohnehin nur eine kurze Lebensdauer ha-
ben würde. So viel zu ihrem politischen
Weitblick. Wieso nahm sie an, dass alle
willig ihrem Kurs nach links folgen wür-
den? Es war vorauszusehen, dass der auf-
gegebene rechte Platz nicht lange unbe-
setzt bleiben würde. An links ausgerichte-
ten Parteien mangelt es in Deutschland
nicht.

Schon vor der Wahl haben alle Partei-
en, die Medien inklusive, auf die AfD ein-
gedroschen. Der Bürger ist nicht so naiv,
dass er den wahren Grund für die Aufre-
gung nicht erkennen würde. Konkurrenz
um die Posten, die Fleischtöpfe, um
Machterhalt, um die eigene Wichtigkeit
geht es. Um das Beste für Deutschland
geht es nicht. Mit Hetze gegen die AfD
werden die Parteien kein Ruhmesblatt ge-
winnen.

CHRISTA WOLF, NÜRNBERG

Briefe an die Herausgeber

Abgesehen vom Inhalt des Leitartikels
und von der Charakteristik der Kanzlerin
als „Die Unerschütterliche“ (F.A.Z. vom
27. September), wo ich meinen würde,
dass sie als „Die Unverbesserliche“ viel
treffender in der Hauptüberschrift einzu-
schätzen gewesen wäre, eine klitzekleine
Anmerkung als Ostdeutscher: Sie schrei-
ben: „Beileibe nicht alles, was sich in die-
sem guten Jahrzehnt zwischen Nordsee
und Alpen zum Guten oder Schlechten
veränderte, ist auf den Einfluss der Kanz-
lerin zurückzuführen.“ Meine geographi-
schen Kenntnisse sagen mir, Sie lassen in
Ihrem Denkkalkül, bewusst oder unbe-
wusst, den Osten Deutschlands leider kei-
ne Möglichkeit dazuzugehören, sie lassen
ihn weg. Es gibt ihn bei Ihnen nicht! Sie
schreiben über das Deutschland nach der
Wahl, aber der Osten wird bei Ihnen nicht
einmal geographisch miteinbezogen, was
von vornherein schon den Blick verengt.
Dieser Osten ginge nämlich von der Ost-
see bis zum Erzgebirge beziehungsweise
Thüringer Wald.

DR. HABIL. ANDRÉE TÜRPE, BERLIN

Ohne Vollverschleierung

Die SPD im finsteren Tunnel

Für was lassen sie sich beklatschen?

Bis zum Thüringer Wald


